
N i e d e r s c h r i f t  
HFA/020/2006 

 
über die öffentliche und nichtöffentliche Sitzung des 

Haupt- und Finanzausschusses der Stadt Rheine 
am 19.09.2006 

 
 
Die heutige Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses der Stadt Rheine, zu der 
alle Mitglieder ordnungsgemäß eingeladen - und wie folgt aufgeführt - erschienen 
sind, beginnt um 16:00 Uhr im Sitzungsraum 104 des Neuen Rathauses. 
 
 
 
Anwesend als 
 
Vorsitzende: 
 

Frau Dr. Angelika Kordfelder  Bürgermeisterin 
 
Mitglieder: 
 

Herr Raphael Bögge CDU Ratsmitglied 

Herr Karl-Heinz Brauer SPD Ratsmitglied 

Herr Horst Dewenter CDU Ratsmitglied 

Herr Norbert Dörnhoff CDU Ratsmitglied 

Frau Marianne Helmes CDU Ratsmitglied 

Herr Christian Kaisel CDU Ratsmitglied 

Frau Monika Lulay CDU Ratsmitglied 

Herr Siegfried Mau BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Ratsmitglied 

Herr Josef Niehues CDU Ratsmitglied 

Herr Rainer Ortel BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Ratsmitglied 

Herr Jürgen Roscher SPD Ratsmitglied 

Herr Günter Thum SPD Ratsmitglied 

Herr Falk Toczkowski SPD Ratsmitglied 

Herr Anton van Wanrooy CDU Ratsmitglied 

Herr Josef Wilp CDU Ratsmitglied 
 
beratendes Mitglied: 
 

Herr Ulrich Beckmann Sozial Liberal Ratsmitglied 
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Vertreter: 
 

Herr José Azevedo CDU Vertretung für Frau The-
resia Nagelschmidt 

Herr Udo Mollen SPD Vertretung für Frau Ellen 
Knoop 

Herr Johannes Willems FDP Vertretung für Herrn Alf-
red Holtel 

 
Verwaltung: 
 

Herr Dr. Ernst Kratzsch  Erster Beigeordneter 

Frau Ute Ehrenberg  Beigeordnete 

Herr Dr. Heinz Janning  Beigeordneter 

Herr Werner Lütkemeier  Kämmerer 

Herr Bernd Weber  Pressesprecher 

Herr Wolfgang Nehus  stellv. Fachbereichsleiter 

Herr Theo Elfert  stellv. Schriftführer 
 
 
 
 
 
Bürgermeisterin Dr. Angelika Kordfelder eröffnet die heutige Sitzung des Haupt- 
und Finanzausschusses der Stadt Rheine und stellt die Beschlussfähigkeit fest. 
 
Sie bezieht sich anschließend auf die gestrige Fraktionsvorsitzendenbesprechung 
und schlägt vor, den TOP 6 „2. Änderung der Zuständigkeitsordnung“ von der 
Tagesordnung abzusetzen, damit die Verwaltung auf der Grundlage der heutigen 
Entscheidung zur Änderung der Hauptsatzung einen angepassten Vorschlag für 
die Änderung der Zuständigkeitsordnung zur nächsten Sitzung unterbreiten kön-
ne. 
 
Einstimmig folgen die Mitglieder des HFA diesem Vorschlag. 
 
 
 
Öffentlicher Teil: 
 
1. 
 

Niederschrift Nr. 19 über die öffentliche Sitzung am 15. August 
2006 
 

I/A/0315 
 
Zu Form und Inhalt der o. g. Niederschrift werden keine Änderungs- oder Ergän-
zungswünsche vorgetragen. 
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2. 
 

Bericht der Verwaltung über die Ausführung der in der öffentli-
chen Sitzung am 15. August 2006 gefassten Beschlüsse 
 

I/A/0350 
 
Frau Dr. Kordfelder berichtet, dass die Beschlüsse des Haupt- und Finanzaus-
schusses ausgeführt worden seien. 
 
 
3. 
 

Informationen 
 

3.1 Fortschreibung der Ergebnisplanung 
 
I/A/0420 
 
Herr Lütkemeier erläutert die als Anlage 1 dieser Niederschrift beigefügte Über-
sicht. 
 
 
3.2 Zahlungen für Projekte und Maßnahmen über 50.000,00 € im 

Fachbereich 6 
 
I/A/0690 
 
Frau Dr. Kordfelder verweist auf den vor der Sitzung verteilten Vermerk vom 
28. August 2006. 
 
 
4. 
 

Sporthallenbau TV-Mesum/Franziskusschule -
Betreibermodell/Nutzungsmodell 
Vorlage: 397/06/1 
 

I/A/0710 
 
Herr Azevedo berichtet über die Vorberatung dieses Tagesordnungspunktes im 
Sportausschuss. 
 
Frau Ehrenberg bezieht sich auf Ziffern 3 und 4 der Beschlussempfehlung des 
Sportausschusses, wozu es aus Sicht der Verwaltung noch Klärungsbedarf gebe. 
Wenn künftig Hallenbenutzungsgebühren erhoben würden, müssten auf jeden 
Fall erneute Verhandlungen mit dem TV Mesum aufgenommen werden. Auch der 
unter Ziffer 4 verwendete unbestimmte Begriff, wonach „rechtzeitig“ vor Ablauf 
der Frist von 25 Jahren neue Vereinbarungen getroffen werden müssten, sei kla-
rer zu bestimmen. 
 
Herr Ortel bezieht sich auf den Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN in 
der Sportausschusssitzung und erklärt, dass gerade unter dem Aspekt der finan-
ziellen Situation der Stadt Rheine keine neuen Ausgaben getätigt werden sollten, 
bevor nicht die Hallenbenutzungsgebühr geregelt sei. Dieses sei keine Ablehnung 
der Sporthalle in Mesum, sondern ein Nein zu dem gewählten Verfahren und zu 
dem gewählten Ablauf. 
Auch er halte die Ziffern 3 und 4 des Beschlussvorschlages in der Form nicht für 
beschlussfähig. 
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Herr Mollen merkt an, dass sich seit Beginn des Jahres große Veränderungen be-
züglich einer Sporthalle in Mesum ergeben hätten; nur das Ziel, nämlich der Bau 
der Halle, sei geblieben. Das Konzept, das Anfang des Jahres im Sportausschuss 
einstimmig verabschiedet worden sei, habe als Standort für die neue Halle die 
Don-Bosco-Schule vorgesehen. Jetzt stehe eine Anbindung der Halle an die Fran-
ziskusschule zur Beschlussfassung. Der TV Mesum habe dieser Lösung nur mit 
Bedenken zugestimmt, weil die vorherige Variante nicht realisierbar gewesen 
wäre. 
Die Kosten für eine Halle in Mesum hätten sich Anfang des Jahres noch auf 
950.000,00 € belaufen, an denen der TV Mesum sich mit 400.000,00 € beteiligen 
werde. Diese Kostenbeteiligung des Vereins verdiene die uneingeschränkte Aner-
kennung der Stadt. Durch den Standortwechsel würden sich die Baukosten zum 
jetzigen Zeitpunkt um 320.000,00 € erhöhen. 
Bislang seien seitens der Stadt nur vereinseigene Sporthallen gefördert worden, 
oder die Stadt hätte selbst Hallen, die in ihrem Eigentum stünden, gebaut und 
diese dann den Schulen als Schulsporthalle zur Verfügung gestellt. Mit der jetzt 
anstehenden Entscheidung verlasse die Stadt diesen geraden Weg, denn bei der 
geplanten Halle in Mesum handele es sich um ein Objekt, das im Eigentum der 
Stadt Rheine stehe und für das der TV Mesum einen Investitionskostenzuschuss 
im Rahmen einer sogenannten Mischfinanzierung gebe. Ohne diese finanzielle 
Beteiligung des Vereins würde es die Halle in Mesum nicht geben. Diese neue 
Situation dürfe nicht dazu führen, dass künftig Sporthallen in Rheine nur noch 
gebaut würden, wenn sich private Träger an der Finanzierung beteiligen würden. 
Auch die Betriebskosten hätten ursprünglich durch den TV Mesum übernommen 
werden sollen. Im Laufe dieses Jahres sei hiervon aber Abstand genommen wor-
den, sodass es sich jetzt bei der Halle in Mesum um eine Schulsporthalle hande-
le. Wenn dieses Konzept Anfang des Jahres schon festgestanden hätte, wäre die 
Entscheidung für den Hallenbau in Mesum so nicht getroffen worden, denn dann 
hätte auch der Hallenbau für die Gesamtschule in die Diskussion einbezogen 
werden müssen. 
 
Aus diesem Grunde verliest Herr Mollen den als Anlage 2 der Niederschrift beige-
fügten Antrag der SPD-Fraktion. 
 
Herr Dr. Kratzsch bezieht sich auf Ziffer 3 des Beschlussvorschlages, wonach das 
monatliche Entgelt bei der Nutzungsgebühr berücksichtigt werden solle. Er weist 
darauf hin, dass es sich bei dem vom TV Mesum zu zahlenden Entgelt um Zins- 
und Tilgungsleistungen handele, die mit den Nutzungsgebühren nichts zu tun 
hätten. Die Nutzungsgebühr für die Sporthalle errechne sich aus den Kosten, z. 
B. für Versicherung, Strom, Gas, Wasser usw. Um künftige Streitigkeiten über 
die Auslegung dieser Passage zu vermeiden, sollte eine Klarstellung vorgenom-
men werden. 
 
Herr Niehues bezieht sich auf die Äußerungen von Herrn Mollen und erklärt, man 
könne glauben, die SPD-Fraktion sei an der Entwicklung des Sporthallenbaus in 
Mesum seit Frühjahr dieses Jahres nicht mehr beteiligt gewesen. Wenn die SPD-
Fraktion das Hallenmodell in Mesum nicht mittragen wolle, dann müsse sie gegen 
den Beschlussvorschlag stimmen.  
Bezüglich des von Herrn Mollen gestellten Antrags merkt Herr Niehues an, dass 
die Sporthalle für die Gesamtschule schon in der Diskussion sei, denn man werde 
ohnehin prüfen, ob dieses Objekt in der mittelfristigen Finanzplanung unterge-
bracht werden könne. 
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Anschließend erinnert Herr Niehues die HFA-Sitzung vom 21. März d. J. Alle Frak-
tionen seien sich seinerzeit einig gewesen, dass der Standort der Halle an der 
Don-Bosco-Schule nicht realisierbar wäre. Ebenso habe Einvernehmen bestan-
den, dass es nur eine Lösung im Zusammenhang mit dem Schulsport an der 
Franziskusschule geben könne. Auch habe man sich dafür ausgesprochen, den 
Verein zu fördern und nicht zu überfordern; er erinnert in diesem Zusammen-
hang an den Bürgerhof Schotthock. 
 
Weiter erklärt Herr Niehues, dass der neue Standort die Nutzungsbedingungen 
für den TV Mesum ganz entscheidend verändert habe. Die Halle diene jetzt in 
erster Linie dem Schulsport, der an der Franziskusschule über 50 Jahre nicht in 
einem geordneten Rahmen möglich gewesen sei. Insbesondere im Hinblick auf 
eine Ganztagsbetreuung der Schüler könne der Verein nur noch bedingt wirt-
schaftlich lukrative Kurse, z. B. für den Fitnesssport, anbieten. Es habe immer 
Klarheit darüber bestanden, dass der Schulsport an diesem Standort einen er-
heblichen Anteil an der Nutzung habe und dass erhebliche Fördermittel aus der 
Sportpauschale für die Sporthalle in Mesum gebunden würden, und zwar für die 
nächsten 3 Jahre. 
 
Der TV Mesum werde sich bei der Halle mit 1.500,00 € monatlich einbringen, was 
einen jährlichen Betrag von 18.000,00 € bedeute. Der Kapitalisierungsfaktor 
betrage somit 6 % für den aufzunehmenden Kredit in Höhe von 300.000,00 €. 
Sicherlich werde die Stadt dieses Darlehen zu erheblich günstigeren Konditionen 
aufnehmen können, sodass der dann entstehende Differenzbetrag zwischen dem 
Kapitalisierungsfaktor und den Zins- und Tilgungsleistungen dem TV Mesum bei 
den Betriebskosten angerechnet werden müsste. 
 
Insofern sei der Antrag von Herrn Ortel nur ein Verschieben des Problems und 
führe dazu, dass der TV Mesum noch mehr verunsichert werde, denn bei den 
Mitgliederzahlen sei schon jetzt ein Rückgang zu verzeichnen. 
 
Bezug nehmend auf Ziffer 4 des Beschlussvorschlages merkt Herr Niehues an, 
dass nach 23 oder 24 Jahren geprüft werden müsse, ob die Rückzahlung des 
Darlehens im vorgesehenen Zeitrahmen möglich sei. Gegebenenfalls müssten zu 
dem Zeitpunkt die Vereinbarungen über das finanzielle Engagement an den Bau-
kosten nochmals angepasst werden. 
 
Insofern sehe die CDU-Fraktion keinen Grund, den Beschlussvorschlag des 
Sportausschusses in der heutigen Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses zu 
ändern. 
 
Frau Ehrenberg verweist auf die bestehende Prioritätenliste über Sporthallen aus 
dem Jahre 1996. In dieser Liste stünden noch 2 Schulen, und zwar die Franzis-
kusschule und die Euregio Gesamtschule. Für die Euregio Gesamtschule gebe es 
einen Vorschlag seitens der Verwaltung, nämlich im Zuge der Schulentwick-
lungsplanung unter Berücksichtigung der Schülerentwicklung im gesamten 
Stadtgebiet den Bedarf für diese Schule erneut zu prüfen. Hierüber werde sie 
auch in der nächsten Sitzung des Schulausschusses berichten. 
 
Bezüglich der Hallenbenutzungsgebühren geht Frau Ehrenberg davon aus, dass 
für die Sportausschusssitzung am 28. November d. J. ein Vorschlag unterbreitet 
werden könne. 
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Herr Wilp stellt fest, dass es sicherlich den von Herrn Mollen angesprochenen 
Systemwechsel in der Sportstättenförderpolitik gebe, weil die Stadt Rheine die 
Halle nicht alleine finanzieren könne. Es seien sich aber alle Beteiligten darüber 
im Klaren, dass, wenn der TV Mesum sich an den Kosten der Halle nicht beteili-
gen würde, diese in Mesum nicht gebaut würde.  
Ebenso müssten alle Anwesenden wissen, dass der Verein verbindlich erklärt ha-
be, neben den Investitionskosten nicht die Betriebskosten in voller Höhe aufbrin-
gen zu können. Wer also heute dem Verein neben den Investitionskosten auch 
noch die Betriebskosten aufbürden wolle, der beschließe das Aus für die Halle. 
Sicherlich sei die Franziskusschule die Gewinnerin bei dem Standortwechsel ge-
wesen, denn sie erhalte nach 50 Jahren endlich eine Sporthalle, um einen gere-
gelten Sportunterricht durchführen zu können. Diese Halle sei auch eine Voraus-
setzung für eine funktionierende Ganztagsbetreuung an der Schule. 
 
Auch gibt Herr Wilp zu bedenken, dass die Sporthalle als Versammlungsstätte 
ausgebaut werde, was ein weiterer Vorteil für den gesamten Stadtteil sei. Wenn 
man all diese Synergieeffekte durch den Bau der Halle zusammenfasse, dann 
könne er ohne schlechtes Gewissen behaupten, dass man eine vernünftige und 
auch unter wirtschaftlichen Aspekten vertretbare Lösung gefunden habe. 
 
Herr Dr. Kratzsch, Herr Ortel und Herr Thum fordern die CDU-Fraktion auf, den 
Beschlussvorschlag zu Ziffer 3 näher zu konkretisieren, damit es später keine 
Konflikte zwischen der Stadt und dem TV Mesum gebe. 
 
Herr Niehues erinnert daran, dass am 21. März d. J. die Finanzierung für die Hal-
le eindeutig mit der Zustimmung aller Fraktionen im HFA geregelt worden sei. Zu 
diesem Zeitpunkt habe auch festgestanden, dass die Sportpauschale für die 
nächsten 3 Jahre für dieses Projekt gebunden sei. Die Feinstruktur für die Finan-
zierung sei zu dem Zeitpunkt allerdings noch nicht endgültig festgelegt worden. 
Vielmehr sei die Verwaltung beauftragt worden, diese mit dem Verein abzuklä-
ren. Hierbei sei festgestellt worden, dass es unüberbrückbare Diskrepanzen zwi-
schen den Vorstellungen der Verwaltung und des Vereins gebe. 
 
Bezüglich der Folgekosten weiche der Beschlussvorschlag der CDU-Fraktion von 
dem der Verwaltung insofern ab, dass nach der Beschlussempfehlung des Sport-
ausschusses eine Differenz von 13.000,00 €/Jahr entstehe. Hierzu müsse man 
den Verein fragen, inwiefern er in der Lage sei, sich an dieser Differenz zu betei-
ligen. Sicherlich könne er nicht den ganzen Betrag aufbringen. Da aber die 6 %i-
ge Kapitalisierung des Darlehens höher sei als die tatsächlichen Zins- und Til-
gungsleistungen, müsse man mit dem Verein sprechen, ob er diese Differenz ei-
ner erhöhten Tilgung zuführen oder sich diese auf die Betriebskosten anrechnen 
lassen wolle. Insofern wäre es sinnvoll, wenn zunächst die Höhe der Hallenbe-
nutzungsgebühren festgelegt würde, damit man wisse, über welche Größenord-
nungen man sich unterhalte. 
 
Herr Dr. Kratzsch weist nochmals darauf hin, dass die Beschlussempfehlung des 
Sportausschusses zu Ziffer 3 nicht mit den Äußerungen des TV Mesum in Ein-
klang zu bringen sei, wonach der Verein nicht in der Lage sei, über den Investiti-
onskostenbeitrag von 1.500,00 € monatlich hinaus Nutzungsgebühren zu zahlen. 
Diese Aussage könne seitens der Verwaltung so nicht akzeptiert werden, denn 
auch der TV Mesum müsse sich an den Nutzungsgebühren beteiligen. 
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Das sieht auch Herr Niehues so. 
 
Herr Roscher erinnert daran, dass die SPD-Fraktion im Sportausschuss auch ei-
nen Antrag gestellt habe, über den nicht abgestimmt worden sei, weil der CDU-
Antrag der weitestgehende gewesen sei. Die SPD-Fraktion habe nach wie vor 
eine Vereinssporthalle an der Franziskusschule favorisiert. Die Nachteile für den 
Verein durch den Standortwechsel von der Don-Bosco-Schule zur Franziskus-
schule hätten dadurch ausgeglichen werden sollen, dass dem TV Mesum die Be-
triebskosten für die schulische Nutzung erstattet worden wären. Mit dieser Rege-
lung wären auch Eigentümerrechte verknüpft worden. 
 
Herr Roscher weist den Vorwurf von Herrn Niehues zurück, die SPD-Fraktion wol-
le den Beschluss zum Bau der Halle nicht mehr mittragen. Vielmehr zeige die 
SPD-Fraktion Verantwortung zur Verbesserung der finanziellen Situation der 
Stadt Rheine, die in den vielen Sitzungen der Strategie- und Finanzkommission 
immer wieder verdeutlicht werde. Der TV Mesum sei ein sehr aktiver Verein, der 
durch ein attraktives Sportangebot eine solche Halle, wie z. B. der ETuS Rheine, 
auch selbst unterhalten könnte. Im Übrigen sei es nachgewiesen, dass Sportstät-
ten, die durch Private unterhalten würden, finanziell günstiger betrieben würden 
als Sportstätten, die sich in öffentlicher Hand befinden würden. 
 
Herr Mollen weist darauf hin, die SPD-Fraktion sei bis zum Sommer davon aus-
gegangen, dass der TV Mesum Eigentümer der Halle werden solle und insofern, 
wie im ursprünglichen Konzept angekündigt, auch die Betriebskosten tragen 
würde, wobei eine Gegenfinanzierung durch die schulische Nutzung sichergestellt 
worden wäre. Hiervon sei anscheinend im Rahmen der mit den politischen Ver-
tretern aus Mesum stattgefundenen „Kamingespräche“ inzwischen Abstand ge-
nommen worden, denn erst im Sommer habe der TV Mesum erklärt, neben dem 
Investitionskostenbeitrag von 1.500,00 € monatlich keine weiteren Belastungen 
tragen zu können. 
 
Frau Ehrenberg stellt klar, dass das von Herrn Mollen angesprochene „Kaminge-
spräch“ bereits im Januar stattgefunden habe. Die von der Verwaltung zum Neu-
bau einer Turnhalle an der Franziskusschule erstellte Vorlage für den Haupt- und 
Finanzausschuss am 21. März 2006 habe nur eine Kenntnisnahme vorgesehen. 
Der HFA habe aber in seiner Sitzung den Beschluss gefasst, der identisch sei mit 
dem Beschlussvorschlag der Verwaltung zur Sitzung des Sportausschusses am 
12. September d. J., allerdings mit der Abweichung, dass die Verwaltung sich um 
eine Vertragsgestaltung mit dem TV Mesum kümmern solle und die Fachaus-
schüsse beteiligt werden sollten. 
 
Herr Niehues weist nochmals darauf hin, dass bei der Beschlussfassung im 
Haupt- und Finanzausschuss am 21. März d. J. festgestanden hätte, dass die 
Stadt Eigentümerin der Halle sein werde. Zu diesem Zeitpunkt sei nur das 
Betreiberkonzept noch offen gewesen. Insofern sei die Aussage von Herrn Mollen 
nicht richtig. Daher werde heute nur über die Festlegung des Betreibermodells 
entschieden. 
 
Frau Dr. Kordfelder merkt an, dass Grundsatzbeschlüsse, die im März gefasst 
würden, durchaus im Herbst bei Vorliegen neuer Erkenntnisse geändert werden 
könnten. Durch die Beratungen in der Strategie- und Finanzkommission wisse 
jeder, welche Anforderungen in Zukunft auf Rat und Verwaltung zukommen wür-
den. Vor diesem Hintergrund habe die Verwaltung dem Sportausschuss in seiner 
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Sitzung am 12. September d. J. einen Beschlussvorschlag unterbreitet, an den 
sie sich nach wie vor gebunden fühle. Insofern werde sie der Beschlussempfeh-
lung des Sportausschusses nicht zustimmen können. 
Gleichzeitig stellt Frau Dr. Kordfelder aber auch fest, dass in allen politischen 
Diskussionen deutlich geworden sei, dass der TV Mesum bei allen Vertreterinnen 
und Vertretern im Rat der Stadt einen Rückhalt habe, sodass der Verein weiter-
hin auf die Unterstützung der Stadt zählen könne. 
 
Beschluss: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss beschließt auf Empfehlung des Sportausschus-
ses, die Sporthalle an der Franziskusschule als Schulturnhalle zu errichten. We-
gen der Mitfinanzierung des Baues der Turnhalle durch den TV Mesum sind sei-
tens der Stadt Rheine mit dem TV Mesum folgende Vereinbarungen vertraglich 
festzulegen: 
 

1. Der TV Mesum beteiligt sich an den Baukosten in Höhe von 400.000 € 
und zwar  

 
a) 100.000 € als einmalige Barmittel 
b) 300.000 € als Kredit. 
    Der Kredit wird von der Stadt Rheine aufgenommen. Zur Zins- 
    und Tilgungsleistung zahlt der TV Mesum über 25 Jahre monat- 
    lich 1.500 € an die Stadt Rheine. 

 
2. Dem TV Mesum werden mindestens 40 Nutzungsstunden pro Woche 

verbindlich zugesagt. Darüber hinausgehende freie Hallenkapazitäten 
sind zunächst dem TV Mesum anzubieten.  

 
3. Dem TV Mesum wird zugesagt, dass bei einer Neustrukturierung einer  

Gebührenordnung für die Nutzung städtischer Gebäude und Anlagen 
das monatliche Entgelt, das der TV Mesum an die Stadt zahlt, bei der 
Nutzungsgebühr für die Franziskus-Turnhalle entsprechend berücksich-
tigt wird.  

 
4. Rechtzeitig vor Ablauf der Frist von 25 Jahren sollen neue Vereinbarun- 

gen zwischen der Stadt Rheine und dem TV Mesum getroffen werden, 
um das finanzielle Engagement an den Baukosten entsprechend zu be-
rücksichtigen. 

 
Abstimmungsergebnis: 11 Ja-Stimmen 
   7 Nein-Stimmen 
   1 Stimmenthaltung 
 
 
5. 
 

7. Änderung der Hauptsatzung der Stadt Rheine 
Vorlage: 311/06 
 

I/B/1835 
 
Frau Dr. Kordfelder erläutert die Vorlage und verweist auf den als Anlage 3 die-
ser Niederschrift beigefügten Änderungsantrag der CDU-Fraktion. 
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Herr Niehues erinnert daran, dass der Rat im Jahre 1997 anlässlich der Einfüh-
rung des hauptamtlichen Bürgermeisters bei der Stadt Rheine die Hauptsatzung 
u. a. im § 18 bezüglich der dienstrechtlichen Entscheidungen angepasst habe. 
Alle Fraktionen hätten der Änderung der Hauptsatzung zugestimmt und damit 
der stärkeren Position des hauptamtlichen Bürgermeisters gegenüber dem 
Stadtdirektor Rechnung getragen. Dabei habe der Rat sich aber für einen be-
stimmten Personenkreis personalrechtliche Entscheidungen vorbehalten, woran 
man sich in der Vergangenheit auch immer gehalten habe. 
 
Im Zusammenhang mit der Besetzung der Leiterstelle VHS/Musikschule habe 
nun der Nordrhein-Westfälische Städte- und Gemeindebund festgestellt, dass die 
bestehende Regelung in der Hauptsatzung der Stadt Rheine die hauptamtliche 
Bürgermeisterin bei Personalentscheidungen zu sehr einenge. Hierbei müsse a-
ber berücksichtigt werden, dass der Rat der Stadt die bestehende Regelung bis-
lang nie so interpretiert habe wie der Städte- und Gemeindebund, denn bislang 
habe der Rat noch nie über Urlaubsanträge und Zuweisung von Arbeitszimmern 
bei dem sich vorbehaltenen Personenkreis entschieden. Dieses sei auch nicht 
gewollt. 
 
Um Missdeutungen und Fehlinterpretationen für die Zukunft zu vermeiden, habe 
die CDU-Fraktion den von Frau Dr. Kordfelder soeben angesprochenen Ände-
rungsvorschlag unterbreitet. Die CDU-Fraktion wolle für bestimmte Personen-
gruppen die Mitverantwortung des Rates sichern und erhalten, und zwar auf der 
Grundlage der bisherigen Regelung. 
 
Die Bürgermeisterin habe auf Wunsch der CDU-Fraktion die Änderung der 
Hauptsatzung auf die Tagesordnung der heutigen Sitzung gesetzt. Die CDU-
Fraktion sei jedoch sehr überrascht gewesen, als sie den Beschlussvorschlag der 
Bürgermeisterin gelesen habe, denn hierbei handele es sich nicht mehr um eine 
Klarstellung dessen, was 1997 von allen Fraktionen einschließlich des damaligen 
hauptamtlichen Bürgermeisters Thum gewollt gewesen sei. Vielmehr solle mit 
dem Beschlussvorschlag die Zuständigkeit des Rates nur noch auf die externe 
Einstellung von Fachbereichsleitern reduziert werden, was seines Erachtens nicht 
im Sinne des Rates sein könne. 
 
Die CDU-Fraktion habe sich in letzter Zeit bei mehreren Städten in Nordrhein-
Westfalen nach deren dienstrechtlichen Entscheidungen erkundigt und sich be-
müht, einen Beschlussvorschlag zu unterbreiten, der im Wesentlichen das bein-
halte, was 1997 von allen Fraktionen gewollt gewesen sei. Der zur heutigen Sit-
zung vorgelegte Beschlussvorschlag der CDU-Fraktion werde sicherlich auch der 
vom Städte- und Gemeindebund geforderten Klarstellung entsprechen. Es gebe 
Städte, in denen sich die Räte weiter gehende Personalentscheidungen vorbehal-
ten hätten. Ihm sei jedoch keine Stadt bekannt, die den Rat so weit aus der Ver-
antwortung lasse, wie die Bürgermeisterin es in der Verwaltungsvorlage vor-
schlage. Der CDU-Vorschlag orientiere sich an der Regelung in der Hauptsatzung 
der Stadt Düsseldorf. 
 
Abschließend bittet Herr Niehues um Auskunft, wer für die Einstellung, Beförde-
rung und Entlassung des ÖRP-Leiters zuständig sei. Seines Wissens gebe es hier-
zu eine Bestimmung in der Gemeindeordnung, die hierfür die Entscheidungs-
kompetenz des Rates festlege. Wenn dem nicht so sei, müsse der Vorschlag der 
CDU-Fraktion hierum noch erweitert werden. Ansonsten bittet Herr Niehues, den 
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vor der Sitzung verteilten Antrag der CDU-Fraktion als Änderungsantrag zur Ab-
stimmung zu stellen. 
 
Frau Dr. Kordfelder stellt klar, dass es der Verwaltung in dieser Vorlage in keiner 
Weise darum gehe, die Zuständigkeit des Rates in irgendeiner Form zu beschnei-
den. Ausgangspunkt sei die Diskussion gewesen, inwieweit die Bürgermeisterin 
im Rahmen ihrer Personalhoheit Umsetzungen innerhalb der Verwaltung vor-
nehmen dürfe. 
 
Zu der Frage von Herrn Niehues bezüglich der Bestellung des Leiters der ÖRP 
verweist Frau Dr. Kordfelder auf § 104 Abs. 2 der Gemeindeordnung, wonach der 
Rat den Leiter und die Prüfer der ÖRP bestellt und abberuft. 
 
Anschließend bezieht sich Frau Dr. Kordfelder auf die Verwaltungsvorlage und 
zitiert hierzu aus einem Urteil des Verwaltungsgerichts Aachen aus dem Jahre 
2001, wo es ebenfalls um die Zuständigkeitsregelung in personalrechtlichen Ent-
scheidungen gegangen sei. U. a. heiße es in diesem Urteil, dass seit 1994, als in 
Nordrhein-Westfalen der hauptamtliche Bürgermeister eingeführt worden sei, 2 
Säulen der demokratischen legitimierten Repräsentanz gebe, und zwar zum ei-
nen den Rat und zum anderen den in Urwahl gewählten Bürgermeister. Die Ur-
wahl sei auch der Grund gewesen, den Bürgermeister in seinen personalrechtli-
chen Entscheidungen gegenüber dem bis dahin vom Rat gewählten Stadtdirektor 
zu stärken. Aus diesem der Gemeindeordnung zugrunde liegenden Gedanken sei 
eine Teilung der Verantwortung vorgesehen, wonach der Rat über die Aufgaben-
stellung und der Bürgermeister über das Wie der Aufgabenerfüllung zu entschei-
den habe. Zum Letzteren zähle auch die Frage der Mitarbeiterführung und des 
Mitarbeitereinsatzes. Allerdings habe der Gesetzgeber dem Rat durch Hauptsat-
zungsbeschluss die Möglichkeit eingeräumt, Personalentscheidungen des Bür-
germeisters zu beschränken, allerdings nur in Leitungsfunktionen. Der Be-
schlussvorschlag der Verwaltungsvorlage basiere auf diesen Leitungsfunktionen 
in der Verwaltung, nämlich auf die Fachbereichsleiter. 
 
Herr Thum erklärt, dass der Beschlussvorschlag der Verwaltung auch nach Mei-
nung der SPD-Fraktion die Mitverantwortung des Rates bei Personalentscheidun-
gen zu stark beschneide. Der Beschlussvorschlag der CDU-Fraktion sei dem 
Haupt- und Finanzausschuss erst unmittelbar vor der Sitzung vorgelegt worden, 
sodass er vorschlage, die heutige Beratung im Haupt- und Finanzausschuss als 1. 
Lesung zu sehen und die Entscheidung über eine neue Hauptsatzungsregelung 
noch zu vertagen. Die SPD-Fraktion hätte schon Bedenken, wenn der Rat auch 
bei den tariflich Beschäftigen im höheren Dienst Änderungen von Beschäfti-
gungsverhältnissen beschließen oder über alle Produktverantwortliche im höhe-
ren Dienst entscheiden wolle. Er gibt zu bedenken, dass jeder Dienststellenleiter 
die Personalverantwortung für seinen Bereich und bestimmte Vorstellungen über 
den Personaleinsatz im Rahmen eines Personalentwicklungskonzeptes habe. 
 
Herr Ortel unterstützt den Vorschlag von Herrn Thum, denn auch er sehe keine 
Notwendigkeit, in der heutigen Sitzung eine bisher rechtlich noch nicht geprüfte 
neue Hauptsatzungsregelung zu beschließen, zumal der Anlass für die Änderung 
der Hauptsatzung seit der gestrigen Fraktionsvorsitzendenbesprechung nicht 
mehr strittig sei. 
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Herr Dr. Janning erklärt, dass das Verwaltungsgericht Aachen bei dem von Frau 
Dr. Kordfelder angesprochenen Urteil festgestellt habe, dass der Wille des histo-
rischen Gesetzgebers beim Erlass der neuen Gemeindeordnung im Jahre 1994 
nicht eindeutig zu ermitteln sei. So sei es nicht nachvollziehbar, weshalb im § 74 
Abs. 1 GO eine Ausnahmeregelung bei den personalrechtlichen Entscheidungen 
des Bürgermeisters durch einen Hauptsatzungsbeschluss zu Gunsten des Rates 
aufgenommen worden sei. In allen anderen Bundesländern, in denen es einen 
von den Bürgern direkt gewählten Bürgermeister gebe, sehe die Gemeindeord-
nung nämlich eine solche Einschränkung nicht vor mit Ausnahme von Baden-
Württemberg, wo eine personalrechtliche Vorbehaltsentscheidung allerdings nur 
mit einer 2/3-Mehrheit des Rates gefasst werden könne. Das Verwaltungsgericht 
Aachen vermute, dass die Vorbehaltsregelung im § 74 der Gemeindeordnung 
NRW zustande gekommen sei, indem die seinerzeit für den Stadtdirektor gelten-
de Regelung automatisch und damit ohne nachvollziehbaren Grund übernommen 
worden sei. 
 
Das Verwaltungsgericht komme anschließend bei der Frage nach dem Sinn und 
Zweck der Vorbehaltsregelung zu dem Ergebnis, dass diese mit der Organisati-
ons- und Personalhoheit des hauptamtlichen Bürgermeisters eigentlich nicht in 
Einklang zu bringen sei. Bei der Frage, wie weit der Rat durch Hauptsatzungsbe-
schluss die Personalkompetenzen der Bürgermeisterin einschränken könne, 
komme das Gericht zu dem Ergebnis, dass die Einschränkung sich nur auf Lei-
tungsfunktionen beziehen und nicht bis in den gehobenen Dienst hinunter rei-
chen dürfe. 
 
Frau Dr. Kordfelder stellt klar, dass es ihr nicht um einen Streit mit dem Rat über 
Personalkompetenzen gehe, sondern um eine Verbindlichkeit in der Zusammen-
arbeit zwischen Rat und Verwaltung und um die Sicherheit der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter der Stadtverwaltung aufgrund durchgeführter Personalauswahl-
verfahren. 
 
Herr Niehues wendet ein, dass genau aus diesem Grunde die CDU-Fraktion den 
Antrag gestellt habe, § 18 der Hauptsatzung dahin gehend zu ändern, dass keine 
Gerichtsentscheidung hierzu erforderlich werde. Dieses solle auf der Grundlage 
der 1997 vom Rat der Stadt einstimmig gefassten Regelung geschehen. 
 
Zu den Ausführungen von Herrn Ortel erklärt Herr Niehues, dass nur dann kein 
zeitliches Problem hinsichtlich der Änderung der Hauptsatzung bestehe, wenn der 
in der gestrigen Fraktionsvorsitzendenbesprechung erarbeitete Kompromissvor-
schlag in der heutigen Ratssitzung umgesetzt werde. Die CDU-Fraktion sei jeden-
falls mehrheitlich zu dieser Kompromissentscheidung bereit. 
 
Darüber hinaus stellt Herr Niehues klar, dass von den 56 Produktverantwortli-
chen der Stadtverwaltung nur 12 dem höheren Dienst angehören würden. Nur 
diese 12 Personen, zu denen auch die Leiter(innen) der verschiedenen Einrich-
tungen, wie das Stadtarchiv, das Museum oder die Volkshochschule, zählten, 
würden unter die von der CDU-Fraktion vorgeschlagene Neuregelung der 
Hauptsatzung fallen. Fest stehe, dass die Systementscheidung, die Mitarbeiter-
führung und die Organisation der Verwaltung unter § 62 der Gemeindeordnung 
fallen würden. Hierauf habe der Rat keinerlei Eingriffsmöglichkeiten. Die ent-
scheidende Frage in dieser zur Zeit anstehenden Personalangelegenheit laute 
aber, handele es sich hierbei um eine Umsetzung nach § 62 der Gemeindeord-
nung oder um Entscheidung nach § 74 der Gemeindeordnung, die sich der Rat 
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durch Hauptsatzungsbeschluss vorbehalten könne. Die hierfür erforderliche neue 
Satzungsregelung müsse heute allerdings nicht getroffen werden, wenn alle 
Fraktionen und die Verwaltung den in der gestrigen Fraktionsvorsitzendenbe-
sprechung erarbeiteten Kompromissvorschlag mittragen würden. 
 
Auf Befragen stellt Frau Dr. Kordfelder fest, dass auch die übrigen Fraktionen 
und die Verwaltung den Kompromissvorschlag mittragen würden. 
 
Herr Niehues erklärt, dass die CDU-Fraktion in diesem Falle in der jetzigen HFA-
Sitzung und auch in der gleich folgenden Ratssitzung der Vertagung der Ent-
scheidung zur 7. Änderungssatzung der Hauptsatzung zustimmen werde. 
 
Herr Wilp stellt abschließend fest, dass der Landtag gefragt sei, bei den personal-
rechtlichen Entscheidungen eine eindeutige Klärung herbeizuführen. Er habe von 
verschiedenen Stellen Rechtsauskünfte hierzu eingeholt und keine klaren Aussa-
gen erhalten. Nach Meinung der KPV handele es sich dann nicht mehr um eine 
Umsetzung im Sinne des § 62 der Gemeindeordnung, wenn damit automatisch 
eine Tariferhöhung verbunden sei. 
 
Beschluss: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss beschließt die Vertagung der Entscheidung über 
die 7. Änderung zur Hauptsatzung der Stadt Rheine. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
6. 
 

2. Änderung der Zuständigkeitsordnung für den Rat und die 
Ausschüsse der Stadt Rheine 
Vorlage: 312/06 
 

Der Punkt wurde vor Eintritt in die Tagesordnung abgesetzt. 
 
 
7. 
 

Eingaben an den Rat der Stadt bzw. an den Haupt- und Finanz-
ausschuss 
 

II/A/1240 
 
Frau Dr. Kordfelder verweist auf die Eingabe des TV Mesum vom 25. August 
2006 an den Rat der Stadt, der bei der Beratung und Beschlussfassung zu TOP 4 
der heutigen Sitzung berücksichtigt worden ist. 
 
 
8. 
 

Einwohnerfragestunde 
 

II/A/1260 
 
Es erfolgen keine Wortmeldungen. 
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9. 
 

Anfragen und Anregungen 
 

II/A/1270 
 
Es folgen keine Wortmeldungen. 
 
 
Ende des öffentlichen Teils: 16:50 Uhr 
 
 
 
 
   
Dr. Angelika Kordfelder Theo Elfert 
Bürgermeisterin Schriftführer 
 


